
Am 28. Februar 2026 
griff Israel unter Be-
teiligung der USA mit 
massiven Luftschlägen 
den Iran an. 

Jegliche völker-
rechtliche Legitimation 
fehlt und die faden-
scheinigen Begrün-
dungen für den Krieg 
grenzen ans Lächer-
liche.

Wenige Stunden 
vor dem Angriff hatte 
der Außenminister von 
Oman und Vermittler 
zwischen den USA und 
Iran noch einen Durch-
bruch bei den Ver-
handlungen verkündet.

Am 04. März in Wien 
sagte Rafael Grossi, 
Generaldirektor der Internationalen 
Atomenergie-Organisation: „Wir se-
hen kein strukturiertes Programm 
zur Herstellung von Atomwaffen.“

Zu der aktuellen Kriegsführung 
von Israel und den USA sagte der 
ehemalige Oberst der US-Armee 
Lawrence Wilkerson am 10. März: 
„Diese US-Regierung hat in den 
letzten Tagen mehr Kriegsverbre-
chen begangen als irgendein ande-
res Land seit Adolf Hitler [...]“

Dieser Krieg gehört in eine lange 
Reihe von Kriegen: Jugoslawien, 
Afghanistan, Irak, Libyen, Syrien, 
Zerstörung des Gazastreifens, die 

Entführung des venezolanischen 
Präsidenten Maduro usw. 

Alle diese Kriege hatten ein Ziel, 
die Zerstörung von Staaten oder die 
Etablierung prowestlicher Regime.

Israel und die USA verfolgen zwar 
unterschiedlichen Ziele, aber beide 
passen zueinander: Die aktuelle, 
in Teilen faschistische Regierung, 
Israels sieht eine einmalige Chan-
ce, mithilfe der USA ihr Ziel eines 
„Großisraels“ zu verwirklichen. 

Die Voraussetzung dafür ist die 
Zerstörung des Nahen Ostens, um 
das eigene Staatsgebiet entspre-
chend zu erweitern. 

Die USA sehen den 
Nahen Osten und den 
Iran als Schlüssel zur 
Kontrolle der weltwei-
ten Energieströme und 
damit eine Vorausset-
zung, um den Aufstieg 
Chinas zu verhindern 
oder zu bremsen. 

Die Bundesregie-
rung ist bei all diesen 
Verbrechen ein treuer 
Vasall der USA. Die 
BRD ist neben den 
USA der größte Waf-
fenlieferant von Israel. 

Es soll keiner be-
haupten, Deutschland 
hätte mit den Morden, 
den Verbrechen und 
dem systematischen 
Bruch des Völker-

rechts nichts zu tun. 
In diesem Sinne gilt das alte Wort 

von Karl Liebknecht: Der Feind 
steht im eigenen Land!

Henning Mächerle

Für Frieden und Sozialismus!
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Wir befinden uns im Dritten Weltkrieg,  
wir merken es nur nicht!

Nein zur Wehrpflicht!
Unsere Kinder kriegt ihr nicht!

... und falls sie nicht durch den 
Dritten Weltkrieg, den Klimawandel oder 

Herzinfarkte gestorben sind, so leben sie noch 
heute... wahrscheinlich in Altersarmut
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Wahlkampf ist keine Frage des Geldes,  
sondern der Überzeugung

Das Wahlbündnis Gießen – sozial 
und friedenstüchtig (GSF) blickt auf 
ein starkes Ergebnis bei den Kom-
munalwahlen in Gießen zurück. 
Den engagierten Wahlkampf der 22 
Kandidatinnen und Kandidaten be-
trachten wir als beachtlichen politi-
schen Erfolg. Der Spitzenkandidatin 
Martina Lennartz (DKP) gelang so 
zum dritten Mal in Folge der Einzug 
ins Stadtparlament.

Dieses Resultat ist umso be-
deutsamer, als die Bedingungen 
des Wahlkampfes ungünstig 
waren. Im Wettbewerb mit 
finanzstarken Kräften ver-
fügte GSF weder über wohl-
habende Sponsoren noch 
über einen bürgerlichen Me-
dienapparat. Finanziert allein 
durch Spenden und Eigen-
mittel (Budget nur 4.500 
Euro) organisierten wir eine 
wirkungsvolle Kampagne. In 
fünf Wochen gelang es uns 
über 40.000 Flyer zu ver-
teilen und 600 Plakate im 
Stadtgebiet anzubringen.

GSF war auch in außer
parlamentarischen Kämpfen 
präsent: Redebeiträge auf 
sieben Demonstrationen, 
Organisation politischer 

Veranstaltungen wie eines Knei-
pengesprächs, einer Fahrradtour 
durch Gießen sowie Vorträge zur 
Geschichte der Arbeiterbewegung, 
etwa zu Wilhelm Liebknecht. Auf 
vier Podiumsdiskussionen vertrat 
das Bündnis seine Positionen offen-
siv.

Unsere Aktivitäten fanden Re-
sonanz in lokalen und überregio-
nalen Medien. Zehn Infostände im 
Seltersweg bildeten einen Schwer-
punkt der politischen Agitation. Mit 

Musik, Kaffee, Gesprächen und ei-
nem Mahnmal gegen Militarisierung 
– einem Skelett mit Bundeswehr-
helm – fanden wir den Kontakt zur 
Bevölkerung.

Es gelang Mitstreiterinnen und 
Mitstreiter zu gewinnen und die poli-
tische Basis zu erweitern. Unsere 
Stärke liegt in den Menschen, in den 
Genossinnen und Genossen, Kolle-
ginnen und Kollegen, die solidarisch 
zusammenstehen und handeln. Die 
Erfahrungen dieses Wahlkampfes 

bestätigen eine zentrale Er-
kenntnis des wissenschaftli-
chen Sozialismus: Politische 
Wirksamkeit entspringt nicht 
dem Kapital, sondern der or-
ganisierten Kraft der Arbei-
terklasse und ihrer Verbün-
deten. Die DKP Gießen wird 
daher weiterhin das Wahl-
bündnis unterstützen und 
den eingeschlagenen Weg 
konsequent fortsetzen: für 
eine soziale, friedliche und 
solidarische Entwicklung in 
Gießen – im Interesse der 
arbeitenden Bevölkerung 
und im Kampf gegen die 
Herrschaft des Kapitals.

Martina Lennartz

Ostermarsch 2026

Sa. 4.4. ab 11 Uhr: Ostermarsch –  
Kundgebung am Hiroshimaplatz/
Katharinengasse, Gießen.
Ostermontag. 6.4. um 9 Uhr:
Ostermarsch in Frankfurt – Treff-
punkt zur Anreise: Bahnhof GI

Beim diesjährigen Ostermarsch wol-
len wir mit der ganzen Bandbreite 
friedenspolitischer Aktivitäten und 
spezifischen Forderungen an die 
Bundesregierung präsent sein, um 
damit auch große Teile der Bevölke-
rung für ihre elementaren Interessen 
zu sensibilisieren und mobilisieren. 
Wir fordern:
•	 Friedensfähig statt erstschlag-

fähig! Keine Stationierung von 
US-Mittelstreckenwaffen mit 
Wiesbaden als Einsatzzentrale. 
Abzug aller Mittelstreckenwaffen 
aus Europa. Für eine neue inter-
nationale Sicherheitsarchitektur.

•	 Abrüstung statt Sozialabbau! 
Kein Ruin der öffentlichen Da-
seinsvorsorge und des Sozial-
staates durch exzessive Rüs-
tungsausgaben.

•	 Diplomatie statt Militarisierung! 
Das Friedensgebot von Grundge-

setz und Hessischer Verfassung 
zugrunde legen statt „Wehr-
pflicht“, Repression und Kriegs-
vorbereitung. Für diplomatische 
Initiativen Deutschlands zur Be-
endigung des Ukrainekrieges. 
Unterstützung für die Menschen, 
die sich der Kriegsmaschinerie 
verweigern und Widerstand leis-
ten.

•	 Sozial-ökologischer Um-
bau statt Rüstungsindustrie! 
Straßenbahnen statt Panzer. 
Keine Waffenexporte in Kriegs-
gebiete.

•	 Internationale Solidarität und 
Völkerrecht! Stopp des Geno-
zids an den Palästinensern. So-
lidarität mit der Bevölkerung aller 
Länder, die von Aggressionen be-
troffen sind.
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Vormaifeier der DKP Gießen mit Kai Degenhardt

Je größer die Plakate desto nichtssagender die Aussage

"Er zählt zu den profiliertesten poli-
tischen Liedermachern deutscher 
Provenienz, der in seiner künstleri-
schen Arbeit eine klare antifaschis-
tische Haltung einnimmt und dabei 
selbstverständlich auf das konkret 
Gesellschaftliche und die darin wir-
kenden Herrschaftsverhältnisse Be-
zug nimmt. Kai De-
genhardt zeigt auf, 
dass ein Sich-Abfin-
den und -Einrichten 
in den von äußeren 
und inneren Zeiten-
wenden geprägten, 
dabei immer autori-
tärer, fremdenfeind-
licher und brutaler 
sich ausformenden, 
deutschen Zustän-
den keine Option ist.

Seine Karriere 
startete der in Ham-
burg lebende Musi-

ker Ende der 1980er-Jahre als mu-
sikalischer Begleiter und Produzent 
seines Vaters, dem 2011 verstorbe-
nen Liedermacher Franz Josef De-
genhardt.

Er hat seitdem acht eigene Al-
ben als Solo-Künstler veröffentlicht. 
Im Jahr 2023 erschien von ihm im 

Papyrossa-Verlag: 
„Wessen Morgen ist 
der Morgen“ – ein 
Sachbuch über die 
Geschichte des Ar-
beiterlieds.

In seinem aktuel-
len Programm wird 
Kai Degenhardt nicht 
nur Stücke des im 
Frühjahr erscheinen-
den neuen Albums 
„Zwischen Tellerrand 
und Horizont“ spie-
len. Es werden auch 
ein paar ältere, sol-

che aus der Liederkiste der linken 
Bewegung und sicher auch einige 
Songs aus dem Werk seines Vaters 
auf der Setliste stehen.

Man spürt, dass da einer der ganz 
wenigen zeitgenössischen Vertre-
ter singt, die in diese Tradition des 
literarisch anspruchsvollen Chan-
sons gehören, welche mit Namen 
wie Wedekind, Tucholsky, Georges 
Brassens, Fabrizio De André und 
natürlich Franz Josef Degenhardt 
verbunden ist. 

„...Kai Degenhardt ist einer der 
wenigen Liedermacher seiner Ge-
neration, der sowohl mit einer kla-
ren politischen Position als auch 
mit musikalischen Ideen aufwarten 
kann.“ (Jazzthetik)

Die Wahlberichterstattung der Stadt 
Gießen war zeitweise etwas konfus. 
Die Gruppe "Gießen sozial" gab es 
nicht, hätte aber das Ergebnis ver-
dient.
(Bild aus: www.gießen-aktuell.de)

"Hand in Hand – Stadt und Land" 
(FW), "Mehr erreichen auf allen 
Wegen" und "Gemeinsam geht´s" 

(Die Grünen), "Damit unser Gie-
ßen wieder funktioniert" (FDP) – 
Slogans ohne konkrete Aussagen 

bestimmten den Wahlkampf zur 
Kommunalwahl im März 2026 in 
Gießen.

Mi. 29.4. um 19 Uhr: 
Vormaifeier der DKP Gießen – 
Chamäleon, Reichensand 9

Klaus Dieter Greilich (FDP) am 3.3. (vierter von rechts) wäh-
rend der Podiumsdiskussion vom Friedensnetzwerk Gießen: 
"Der Russe wird in drei Jahren nach Deutschland kom-
men." Gerne wird sich GSF bemühen, eine Freikarte für Herr 
Greilich für das Bolschoi-Balett zu organisieren, wenn es in 
Deutschland auftritt.

Kall, 
mei Drobbe!

Kurz und Gießen

https://www.giessen-aktuell.de/kommunalwahl-giessen-2026-alle-ergebnisse-hier-im-liveticker.html
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Der Internationale Frauentag ist ein Tag des Kampfes 
und der internationalen Solidarität

Am 17. und 18. März beteiligten 
sich einige hundert Beschäftigte 
des Uniklinikums Gießen/Marburg 
(UKGM) an einem Warnstreik im 
Rahmen der Tarifverhandlungen 

mit der Rhön AG, der Betreiberin 
der Kliniken. Davor hatten die ver.
di-Mitglieder am UKGM diskutiert. 
Sie einigten sich auf eine Forderung 
von mindestens 400 Euro mehr pro 
Monat und die Erhöhung der Wech-
selschichtzulage auf 250 Euro mo-
natlich. Im Gegensatz zu früheren 
Tarifverhandlungen legte die Ge-
schäftsführung schon vor Beginn 
der Verhandlungen ein Angebot vor: 
5,8% mehr – allerdings verteilt auf 
2,5 Jahre. Die Beschäftigten lehn-
ten dies als völlig unzureichend ab. 
Die Geschäftsführung verwies auf 
die angeblich schwierige Lage der 
Kliniken wegen der laufenden Kran-
kenhausreform. Diese Lage hindert 
die Rhön AG allerdings nicht daran, 
jedes Jahr über 100 Mio. Euro Di-
videnden an Aktionäre auszuschüt-
ten. Erarbeitet wurde dieses Geld 
vom Klinikpersonal, nicht von den 

Managern. Die Beschäftigten sind 
weiterhin zum Streik bereit – Ge-
nossen der DKP waren mit Plakaten 
vor Ort und zeigten sich solidarisch.

Eine Woche nach den Warn-
streiks zeigte sich, dass sich Streiks 
und Kampfbereitschaft lohnen. Die 
Gewerkschaft ver.di konnte einen 
Tarifvertrag abschließen, der deut-
lich über dem ersten Angebot des 
UKGM liegt. Ab 1. Mai erhalten alle 
Beschäftigten 4% mehr, mindestens 
110 Euro in den oberen und 125 
Euro pro Monat in den unteren Ge-
haltsgruppen. Ab 1.Mai 2027 noch-
mal 2,5%, mindestens 100 Euro 
mehr. Auch die Schichtzulage und 
die Zulagen für Hebammen wer-
den erhöht. Bestehen bleibt für die 
Belegschaft die Aufgabe, weiterhin 
für bessere Arbeitsbedingungen zu 
kämpfen.

Gernot Linhart

Warnstreik am Uniklinikum

Dieser Tag entstand nicht 
aus Symbolpolitik, er wurde 
erkämpft – von Frauen, die 
sich gegen Ausbeutung, Ar-
mut und politische Entrech-
tung erhoben. Wir leben in 
einer Zeit multipler Krisen. 
Kriege, soziale Unsicher-
heit, steigende Lebenshal-
tungskosten, Wohnungsnot 
und zunehmende Milita-
risierung prägen unsere 
Realität. Milliarden werden 
in Rüstung investiert, wäh-
rend in Krankenhäusern 
Personal fehlt, Kitas überlas-
tet sind und soziale Infrastruk-
tur unter Druck gerät. Das erklärte 
Martina Lennartz (DKP) auf der 
Auftaktkundgebung zum Internatio-
nalen Frauenkampftag am 8. März 
in Gießen. Dort sprach sie für das 
Wahlbündnis „Gießen – sozial und 
friedenstüchtig“ (GSF). Zweihundert 
Menschen hatten sich zur Demons-
tration auf dem Rathausplatz einge-
funden.

Der Demozug war bunt mit vielen 
Bannern, Schildern, Fahnen und 
einem roten Block. Vor allem war er 
laut und kämpferisch. Parolen wie 
„8. März heißt Widerstand – Frauen 
kämpfen Hand in Hand“, „Feuer und 

Flamme dem Patriarchat, der größ-
te Zuhälter ist der Staat“ und „Frau-
en kämpfen international gegen Se-
xismus, Krieg und Kapital“ hallten 
durch die Straßen.

Eine Rednerin der Antifaschisti-
schen Revolutionären Aktion Gie-
ßen (ARAG) sagte, der Feminis-
mus sei heute in aller Munde. Ob 
in Werbespots großer Konzerne, in 
Imagekampagnen internationaler 
Unternehmen, auf T-Shirts verschie-
dener Modeketten oder in Hoch-
glanzkampagnen zum Weltfrauen-
tag – überall „Feminismus“. Das 
könnte ein idyllischer Zustand sein, 
wenn dieser Feminismus nicht zur 

inhaltslosen Ramschwa-
re verkomme und gegen 
die Interessen der Frau-
en- und Arbeiterbewegung 
instrumentalisiert werde. 
Die schlimmste Schweine-
rei sei ein Feminismus, der 
missbraucht werde, um die 
Barbarei des Militarismus 
zu legitimieren.

Einig waren sich alle 
Rednerinnen, auch der KP 
(Kommunistische Partei), 
der Palästina Solidarität 
Gießen, eine Genossin 

des kurdischen Frauenrats und 
eine des Internationalen Jun-

gendverbands (IJV), dass wir mit 
Entschiedenheit für eine klassenlo-
se Gesellschaft kämpfen müssen, 
in der das Patriarchat begraben wird 
und alle Menschen ein freies Leben 
in Frieden führen können.

Musikalisch unterstützt wurde der 
Zug vom Chor der Solidarität Gie-
ßen. Der sang unter anderem „Brot 
und Rosen“, und am Ende mit allen 
Teilnehmern gemeinsam weithin 
hörbar die „Internationale“.

Worauf warten? Organisieren wir 
uns jetzt – gegen Patriarchat, Krieg 
und Kapital!

Martina Lennartz

Martina Lennartz beim Frauenkampftag  
am 7.3.2026 in Gießen
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Vor 40 Jahren explo-
dierte ein Kernreaktor in 
Tschernobyl, vor 15 Jah-
ren folgten drei Reakto-
ren in Fukushima. Hun-
derttausende Menschen 
mussten evakuiert 
werden, große Gebiete 
bleiben unbewohnbar. 
In den Ruinen liegen 
seit der Kernschmelze 
immer noch die heißen 
und extrem strahlenden 
Reste der Brennstäbe. 
Auch in den nächsten 
Jahrzehnten wird es nicht möglich 
sein, dieses Material zu bergen.

Trotzdem halten Politiker vieler 
Staaten an der Nutzung der Kern-
energie fest. Eine sogenannte vierte 
Generation von Reaktoren soll an-
geblich viel sicherer sein und viel 
weniger radioaktive Abfälle produ-
zieren. Bei genauerer Betrachtung 
stellt sich heraus, dass diese Ent-
wicklungen auf Bauplänen beruhen, 
welche in den Anfangsjahren der 
Reaktorentwicklung als unbrauch-
bar verworfen wurden. Ohne Kern-

spaltung gibt es keine Kernenergie. 
Bei der Kernspaltung entstehen 
hoch radioaktive Spaltprodukte mit 
zum Teil sehr langen Halbwerts-
zeiten. Welche Nuklide entstehen, 
lässt sich nicht beeinflussen.

Behauptet wird, man könne neu-
artige Reaktoren mit Atommüll be-
treiben. Daran stimmt, dass man 
mit sehr hohem Aufwand aus dem 
Atommüll einige Stoffe wie Uran, 
Plutonium, Americium und Neptu-
nium herauslösen kann. Diese kann 
man, mit Uran gemischt, zu Brenn-
elementen verarbeiten. Der größte 

Teil der Radioaktivität, 
die Spaltprodukte, bleibt 
aber übrig. Für diese 
gibt es bis jetzt kein 
Endlager, und das wird 
in den nächsten Jahr-
zehnten so bleiben.

Es gab schon im-
mer einen engen Zu
sammenhang zwischen 
der „friedlichen Nut-
zung“ der Kernenergie 
und dem Bau von Atom-
bomben. Das dürfte der 
wichtigste Grund für 

Politiker sein, an dieser nachweis-
lich unwirtschaftlichen Form der 
Energiegewinnung festzuhalten. 
Unser Ziel muss bleiben: Atomwaf-
fen verbieten, Kernreaktoren ab-
schalten!	         Gernot Linhart

40 Jahre Tschernobyl, 15 Jahre Fukushima –  
Kernenergie bleibt gefährlich

Bundeskanzler Friedrich Merz kri-
tisierte letztens die Arbeitsmoral 
in diesem Land. Mit der aktuellen 
Arbeitszeit ließe sich der deutsche 
Wohlstand nicht aufrechterhalten. 
Die Leute seien zu häufig krank und 
zu viele arbeiteten in Teilzeit, so die 
Aussage des ehemaligen Aufsichts-

ratsvorsitzenden der deutschen 
Tochtergesellschaft von BlackRock.

Merz vermittelte damit den Ein-
druck, es gebe genügend Arbeit, 
aber nicht genügend Arbeitskraft, 
diese zu erledigen.

Die Realität im Landkreis Gießen 
ist jedoch eine andere. Die Arbeits-
losenzahlen vom Februar 2026 sind 
nur minimal niedriger als die aus 
dem Januar. Zum Jahresbeginn wa-
ren sie im Vorjahresvergleich jedoch 
deutlich angestiegen. Größere In-
dustriebetriebe in der Region schlie-
ßen ihre Werke, und es kommt wie 
bei Buderus Edelstahl oder Conti-
nental in Wetzlar zu Massenentlas-
sungen.

Spreche ich mit Menschen, die 
hier in der Region arbeiten, vermit-
teln die meisten ein ähnliches Bild: 
Die Personaldichte ist zu niedrig, 
egal ob in der Pflege, Bildung oder 
der „freien Wirtschaft“. Engpässe in 
der Personalplanung müssen im-
mer wieder von den ohnehin stark 
belasteten Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter ausgeglichen werden, viele 
schieben regelmäßig Überstunden.

Der Wohlstand, den Merz erhal-
ten will, ist wie immer der Wohlstand 
der Eigentümer und Investoren der 
Wirtschaft. Reallöhne stagnieren 
und die Profite der Banken und 
Konzerne steigen. Diejenigen von 
uns, die eine Anstellung haben, sol-
len mehr arbeiten, während andere 
schon nach der Ausbildung keinen 
Job finden. Die Arbeitsbedingungen 
unter den kapitalistischen Verhält-
nissen verschärfen sich.

Wir als DKP kämpfen für eine 
Wirtschaft, die sich nach den Inte-
ressen der Bevölkerung ausrichtet 
und die nicht Profitmaximierung der 
Kapitalisten als Ziel hat. Wir wollen 
eine Gesellschaft, die das Gemein-
wohl fördert und nicht den Wohl-
stand weniger Reicher. Wir möchten 
eine Arbeitsmoral, in der jeder nach 
seinen Fähigkeiten und Interessen 
arbeiten kann.

Für eine Regierung aus Arbeitern 
statt aus Managern!	           MaLa

Arbeitet Gießen zu wenig?

Mi. 22.4. um 19 Uhr: 
40 Jahre Tschernobyl und die  
Kernkraft – Vortrag und Diskus
sion mit Gernot Linhart; Ver-
anstaltung im Rahmen der 
Kritischen Einführungswoche –  
Kaschemme, Sudetenlandstr. 1

Tschernobyl: 
40 Jahre nach  
dem Supergau
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„Eine Gesellschaft, die behinderte 
Menschen aller Art nicht als natür-
lichen Teil ihrer selbst zu achten 
und zu behandeln weiß, spricht sich 
selbst das Urteil.“ (Gustav Heine-
mann, Ex-Bundespräsident)

Die UN - Behinderten-Konvention 
(UN-BKK) ist der Grundpfeiler der 
Inklusion. Daran ist nicht zu rütteln. 
Inklusion muss in KiTa und Schule 
stattfinden. Im engen Zusammen-
hang mit der Teilhabe sind Inklusion 
mit den Zielen eine Schule und Kita 

für alle. Sie geht von der UNESCO 
aus. Das Teilhabegesetz existiert 
seit 2016. Es soll die Teilhabe am 
Leben in der Gemeinschaft ermögli-
chen und befördern. Es ist im neun-
ten Buch des Sozialgesetzbuches 
verankert - daran ist nicht zu rütteln. 
Deshalb darf die Reform des Behin-
dertengleichstellungsgesetz (BGG) 
auch keine Schlupflöcher durch 
schwammige Formulierungen ent-
halten.

Die Rechte behinderter Men-

schen durch fragwürdige Debatten 
infrage zu stellen oder zu relativie-
ren, ist einer Solidargemeinschaft 
wie unserer freiheitlichen Demo-
kratie unwürdig. Schließlich ist nach 
Artikel  1 des deutschen Grundge-
setzes die Würde des Menschen 
unantastbar. Wie heißt es dort? 
„Die Würde des Menschen ist un-
antastbar. Sie zu achten und zu 
schützen ist Verpflichtung aller 
staatlicher Gewalt.“ Und dazu zählt 
auch das Recht auf Chancengleich-
heit, Selbstbestimmung und Teil-
habe eines jeden Menschen, egal, 
ob behindert oder nicht. Die Würde 
des Menschen hat eine existenziel-
le Bedeutung. Nach Jean Améry ist 
Würdeentzug ein „potenzieller Le-
bensentzug“ (vgl. Jean Améry, Jen-
seits von Schuld und Sühne). So ist 
Würde ein Recht auf Leben.

Uwe Moldenhauer

Leserbrief: Teilhabe ist Menschenrecht

„Russland wird für immer unser 
Feind bleiben“ – das behauptete der 
CDU-Politiker Linnemann. Kaum je-
mand aus CDU, SPD und FDP wi-
dersprach. In der Geschichte gibt 
es allerdings keinen Beleg für die-
se Behauptung. Russland bzw. die 
Sowjetunion hat niemals Deutsch-
land zum Feind erklärt oder feind-
liche Aktionen gegen Deutschland 
unternommen. Deutsche Wissen-
schaft und Kultur wurden in Russ-
land stets hoch geachtet. Fast jeder 
Russe kennt deutsche Literatur, oft 
besser als viele Deutsche. Deutsch-
land hingegen begann im 20. Jahr-
hundert zweimal einen Krieg gegen 
Russland, 1914 mit der Behauptung 
„Mitten im Frieden überfällt uns der 
Feind“, 1941 mit der Behauptung, 
ein Angriff Russlands stände unmit-
telbar bevor. Lügen.

Nach dem 2. Weltkrieg vereinbar-
ten Sowjetunion und Westmächte 
in Potsdam, dass Deutschland ent-
waffnet wird und nie wieder kriegsfä-
hig werden sollte. Kurz darauf wur-
de die BRD aufgerüstet und bekam 
eine Armee, die eindeutig gegen die 
Sowjetunion gerichtet war. 1990 er-
möglichte die Sowjetunion mit dem 
2+4-Vetrag die Eingliederung der 
DDR in die BRD und zog freiwil-
lig ihre Armee aus dem Gebiet der 

DDR ab. Deutschland verpflichtete 
sich, dass von seinem Gebiet nie 
wieder Krieg ausgehen sollte und 
niemals feindliche Aktionen gegen 
die Sowjetunion bzw. Russland un-
ternommen würden. Ein paar Jahre 
später beteiligte sich Deutschland 
an der militärischen Zerschlagung 
Jugoslawiens. Deutschland stimm-
te der NATO-Osterweiterung und 
damit der militärischen Einkreisung 
Russlands zu.

Bis etwa 2010 versuchte die 
russische Regierung, an ein von 
Gorbatschow erträumtes „Ge-
meinsames Haus Europa“ anzu-
knüpfen und forderte wiederholt 
Verhandlungen über ein gesamt-
europäisches Sicherheitssys-
tem.

Nach dem Maidan-Putsch 
2014 in Kiew sollte gemäß des 
Abkommens von Minsk die 
ultranationalistische Regierung 
der Ukraine mit den ostukraini-
schen Separatisten verhandeln. 
Kiew begann statt Verhandlun-
gen einen Krieg gegen die da-
mals noch zum eigenen Staat 
gehörenden Gebiete. 14.000 Be-
wohner der Ostukraine wurden 
getötet – bevor 2022 die russi-
schen Streitkräfte eingriffen und 
der bis jetzt andauernde Stell-

vertreterkrieg NATO gegen Russ-
land begann.

Die russische Regierung hat 
mit ihren historischen Erfahrungen 
keinen Grund, Deutschland und 
der NATO auch nur das geringste 
Vertrauen zu schenken. Nur Ver-
handlungen ohne Vorbedingungen 
könnten den schon viel zu lange 
andauernden Krieg in der Ukraine 
beenden.

Gernot Linhart

Feindbild Russland – ein altes Lügenmärchen
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„Der Putin“ will die friedliche, frei-
heitsliebende, demokratische Uk-
raine einnehmen! Mordend und 
vergewaltigend ziehen seine Hor-
den gen Westen. Ältere Leser er-
innern sich vielleicht, Russen sind 
notorische Vergewaltiger. Die-
se Narrative hat nämlich schon 
Goebbels verwendet. Aber wie 
steht es denn nun tatsächlich um 
den Marsch westwärts?

Das russische BIP im Jahr 
2024 lag bei 2,17 Billionen US-
Dollar, das der EU-Staaten um 
den Faktor neun höher. Das Mili-
tärbudget Russlands lag 2024 bei 
ca. 149 Mrd. USD, das der EU-
Staaten plus Großbritannien um 
Faktor 3-4 höher. Beim Bestand 
an verschiedenem Kriegsgerät 
liegt Russland bei manchen Sys-
temen vorn. Vieles davon stammt 
allerdings noch aus sowjetischer 
Zeit, ist völlig veraltet und häufig 
nicht mehr einsatzfähig. Das zeig-

te sich im aktuellen Ukrainekonflikt, 
in dem Russland jeden kleinen Ge-

ländegewinn trotz großer zahlen-
mäßiger Überlegenheit langsam 

und verlustreich erkämpfen muss. 
Und das trotz der russischen 
Wunderwaffen, über die unsere 
Medien sagenhafte Dinge berich-
ten. Die NATO, auch der europäi-
sche Teil allein, ist Russland fast 
in sämtlichen Belangen mindes-
tens ebenbürtig, häufig weit über-
legen, mit reichlich Atomwaffen 
bestückt. Aus Sicht Russlands 
wäre ein Angriff auf NATO- und 
EU-Europa, selbst wenn die USA 
garantieren, sich herauszuhalten, 
schlicht Wahnsinn.

Aus dieser Faktenlage eine 
russische Bedrohung herbeizulü-
gen, kann nur als propagandisti-
sche Meisterleistung angesehen 
werden. Die Lüge zu glauben 
setzt allerdings ein fest veranker-
tes Feindbild voraus.

Michael Drees

Seit 1962 befindet sich der ka-
ribische Inselstaat Kuba im Be-
lagerungszustand, Zugang zu 
Welthandel und Kapitalmarkt sind 
weitgehend blockiert, weil die Kuba-
ner sich erdreisteten, einen sozialis-
tischen Staat zu errichten. Kein Ver-
brechen wurde seitdem unversucht 
gelassen, um den jungen Staat zu 
zerstören und durch ein neues Ma-
rionettenregime zu ersetzen. Ledig-

lich von einer Invasion mit regulären 
Truppen sahen die USA bislang ab, 
wohl wegen zu ungünstiger Kosten-
Nutzen-Relation.

Bis zu ihrer Zerstörung 1990 ver-
besserten die RGW-Staaten (Rat 
für Gegenseitige Wirtschaftshilfe), 
allen voran die UdSSR, die Situa-
tion durch Handel und Öllieferungen 
und ermöglichten Kuba einen be-
scheidenen Wirtschaftsaufbau: Bil-
dungs- und Gesundheitswesen mit 
Vorbildcharakter, touristische Infra-
struktur, die Devisen erwirtschaftet.

Das Ende der UdSSR 1990 ver-
schärfte die Lage erheblich, doch 
konnte immerhin das Erreichte weit-
gehend bewahrt werden.

Die zweite Amtszeit von US-Prä-
sident Trump brachte jedoch eine 
massive Verschärfung des Wirt-
schaftskriegs. Erklärtes Ziel ist es, 
die Bevölkerung in Hunger und 
Elend zu stürzen, um sie gegen 
ihren Staat aufzubringen. Leid und 
Tod werden in Kauf genommen, der 
Tourismus als eine der wichtigsten 
Einnahmequellen soll zum Erliegen 
kommen. Von Invasion und Über-
nahme ist die Rede. Das Kapital 
geht über Leichen.

Winzige Lichtblicke gibt es. Kuba 
fördert den Ausbau von Photovolta-
ik (PV), um die Stromversorgung, 
die nur noch 40% des Bedarfs de-
cken kann, wenigstens punktuell 
zu stabilisieren. Denn planmäßige 
Abschaltungen und großflächige 
Ausfälle sind die Regel. Ein Genos-
se aus dem Landkreis (Name der 
Red. bekannt) betreibt zusammen 
mit Einheimischen ein Start-up, das 
PV-Anlagen, vornehmlich für netz-
unabhängigen Betrieb teils mit Bat-
teriepufferung, errichtet. Nationale 
und internationale Organisationen 
führen Hilfstransporte durch. Die 
VR China hat Hilfe zugesagt, Russ-
land will zwei Öltanker losgeschickt 
haben.

Wir rufen zu Solidarität und Hilfe 
auf, jede Hand und jeder Euro wer-
den gebraucht. Venceremos!

Michael Drees

Kuba – für die Menschen wird es eng

Wir werden bedroht  
und müssen kriegstüchtig werden!

Spenden für Kuba
Konto: DKP Kreisorganisation, 
Giessen Betreff: Solaranlage, 
IBAN: DE72 5135 0025 0200 
5491 46
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Vor 50 Jahren fand in Gießen ein 
Strafprozess gegen acht ehemalige 
Angehörige der Gestapo statt. Im 
Laufe der Verhandlungen wurden 
viele in Polen begangene grausame 
Taten erörtert, die eigentlich zu einer 
Verurteilung wegen Mordes hätten 
führen müssen. Am Ende des Pro-
zesses forderte nur der Vertreter der 
Nebenkläger, der damals sehr be-
kannte Anwalt Kaul aus der DDR, das 
für Mord vorgesehene Urteil „lebens-
länglich“. Das Gericht dagegen stellte 
für einen Angeklagten den Prozess 
ein und sprach einen anderen frei. 
Die restlichen erhielten milde Strafen 
von einigen Jahren Haft.

Vor 40 Jahren kam bei einer Be-
triebsprüfung bei der Firma Heyco 
durch das Gewerbeaufsichtsamt 
heraus, dass dort systematisch das 
Arbeitszeitgesetz nicht eingehalten 
wurde. Es gab sogar von Vorgesetz-
ten angeordnete Doppelschichten. 
Die für diese Verstöße verhängten 
Bußgelder konnte der Betrieb aus 
der Portokasse bezahlen.

Vor 30 Jahren kam es auf dem Kir-
chenplatz zu einem massiven Polizei-
einsatz gegen kurdische Teilnehmer 
einer Newrozfeier. 600 mit Helm, 
Schild und Gummiknüppel ausgerüs-
tete Polizisten kesselten drei Stunden 
lang 120 friedlich feiernde Kurden ein, 
darunter Frauen, Jugendliche und 
Kinder. Anschließend wurden alle Teil-
nehmer einzeln gewaltsam abgeführt. 
Im gleichen Jahr hatte die Polizei in 
Gießen und Wetzlar Aufmärsche von 
Neonazis vor Gegendemonstranten 
geschützt.

Vor 20 Jahren wurde Michael Beltz 
als erster Kommunist seit 50 Jahren 
ins Stadtparlament gewählt. Gemein-
sam mit drei anderen Kandidatinnen 
und Kandidaten eines linken Bündnis-
ses bildete er eine Fraktion, die linke 
Forderungen und Kritik einbrachte.

Vor 10 Jahren demonstrierten 400 
Schüler, Lehrer und Eltern für „Chan-
cengleichheit und gute Bildung“. Sie 
kritisierten vor allem die schlechte 
Ausstattung von Schulen und man-
gelhafte Rahmenbedingungen in 
Gesamtschulen und bei der Inklusion.

Fragen oder Anmeldungen an 
giessen@dkp.de

Sa. 4.4. ab 11 Uhr:
Ostermarsch – Kundgebung 
des Friedensnetzwerks Gießen; 
Hiroshimaplatz/Katharinengasse

Ostermontag. 6.4. um 9 Uhr:
Ostermarsch in Frankfurt – 
Treffpunkt zur Anreise: Bhf. GI

Mi. 15.4. ab 17:30 Uhr:
Beratung zur Kriegsdienst
verweigerung (KDV) – 
Kaschemme, Sudetenlandstr. 1

Mi. 15.4. um 19 Uhr:
Gruppenabend DKP Gießen –  
Kaschemme, Sudetenlandstr. 1

Fr. 17.4.: 
Redaktionsschluss Mai-Echo

Mi. 22.4. um 19 Uhr: 
40 Jahre Tschernobyl und 
die Kernkraft – Vortrag und 
Diskussion mit Gernot Linhart; 
Veranstaltung im Rahmen der 
Kritischen Einführungswoche –  
Kaschemme, Sudetenlandstr. 1

Fr. 24.4. ab 19 Uhr:
Stammtisch DKP GI –  
Chamäleon, Reichensand 9

Sa. 25.4. um 17 Uhr:
1525 – 500 Jahre deutscher 
Bauernkrieg; Feier mit wun
dersamen Darbietungen, 
erlesenen Gästen und 
ZeitzeugInnen (größtenteils 
tot) – Anschlussverwendung, 
Grünberger Str. 22

Mo. 27.4. um 18 Uhr:
Treffen GSF – Chamä
leon, Reichensand 9

Mi. 29.4. um 17:30 Uhr:
Beratung zur Kriegsdienst
verweigerung (KDV) –  
Ort bitte erfragen

Mi. 29.4. ab 19 Uhr:
Vormaifeier der DKP GI mit 
Kai Degenhardt – Chamäleon, 
Reichensand 9 – siehe Seite 3

Sa. 2.5. ab 10:30 Uhr:  
Infostand DKP Gießen – 
Kugelbrunnen

Termine Aus 50 Jahren Gießener Echo

Mach mit! Werde Mitglied in der oder

Hrsg.: Kreisorganisation der DKP  
Gießen; verantw.: Gernot Linhart, 
erscheint monatlich.
Bezugsgebühren: 30 Euro im 
Jahr (inkl. Versandkosten).
Konto: IBAN: 
DE72 5135 0025 0200 5491 46
Namentlich gezeichnete Artikel 
geben nicht unbedingt die Mei-
nung des Redaktionskollektivs 
des Gießener Echos wieder.
Rückmeldungen + Leserbriefe 
an: Gießener Echo / DKP Gießen
Postfach 110340, 35348 Gießen 
oder E-Mail: giessen@dkp.de
Internet: www.giessen.dkp.de

NEIN ZUR WEHRPFLICHT!

mailto:giessen%40dkp.de?subject=
mailto:giessen%40dkp.de?subject=
mailto:giessn%40dkp.de?subject=
http://www.giessen.dkp.de

